
Einführung der Prügelstrafe sowie die Möglichkeit zu 
administrativer Entziehung des Wahlrechts enthält.

„Wie sollte man es nicht verstehen“, rief Dr. H a r d y  
(Argentinien) aus, „daß eine Regierung, die ein Stück 
des heimatlichen Bodens abtritt, um darauf eine 
fremde Fahne wehen zu lassen, tyrannische Gesetze 
benötigt, unmenschliche Prozeßvorschriften und unter­
würfige Richter, um das Volk zu unterdrücken, das 
gegen eine solche erniedrigende Gebietsabtretung und 
die Verschacherung der verfassungsmäßigen Rechte pro­
testiert und kämpft? !“ Die Erkenntnis des untrenn­
baren Zusammenhangs zwischen der nationalen Sou­
veränität der Völker und der Wahrung ihrer verfas­
sungsmäßigen Rechte und Freiheiten trat bei den Spre­
chern der latein-amerikanischen Staaten und auch der 
unterdrückten Völker Asiens und Afrikas fest und un­
verrückbar in Erscheinung. „Wir sehen“, so erklärte die 
junge chilenische Rechtsanwältin Graciela A l v a r e z ,  
„den Kampf für die Abschaffung der Militärpakte aufs 
ensste verbunden mit dem Kampf für die Wiederher­
stellung unserer Demokratie und verfassungsmäßigen 
Zustände und für eine Politik des Friedens, und unser 
Volk führt diesen Kampf ständig und erfolgreich.“

Mit Stolz berichteten die Vertreter Guatemalas von 
der breiten Volksbewegung, die nach 300 Jahren der 
Unterdrückung in ihrem Lande erstarkt ist und zur An­
nahme einer Verfassung geführt hat, die nicht nur die 
„klassischen Freiheitsrechte“, sondern auch das Recht 
auf Arbeit, auf gewerkschaftlichen Zusammenschluß, 
das Streikrecht garantiert, die allerdings auch „der 
reaktionären Opposition unbeschränkte Garantien und 
Freiheiten gewährt, deren Mißbrauch diesen freisteht“.

„In Guatemala besteht eine demokratische Regie­
rung, die sich auf ihr Volk stützt und auf ein Heer, das 
sich seiner demokratischen Mission bewußt ist.“ Der 
Kampf gegen den Feudalismus, die Durchsetzung der 
Agrarreform als Voraussetzung für die Entwicklung 
eines inneren Marktes und die folgende Industrieent­
wicklung bis zur vollständigen ökonomischen Unabhän­
gigkeit des Landes — das ist das Programm der demo­
kratischen Regierung.

„Gegenwärtig hat sich ein eiserner Ring gegen 
mein Vaterland gebildet, weil Demokratie in USA 
ein Verbrechen ist, welches das Statedepartment 
verurteilt. Die Regierung unseres Präsidenten Ja- 
cobo Arbenz sieht sich der Bedrohung durch eine 
ausländische Intervention gegenüber, aber sie rech­
net angesichts der Gefahr mit der einstimmigen und 
leidenschaftlichen Unterstützung ihres Volkes.“

»

Joe N o r d m a n n ,  der als Generalsekretär der Inter­
nationalen Vereinigung Demokratischer Juristen die 
von allen demokratischen Juristen gemeinsam verfolg­
ten Z!ele herausstellte, erinnerte an die große Koalition 
der Völker gegen den Hitlerismus und den japanischen 
Militarismus.

„Die internationalen Spannungen der letzten 
Jahre dürfen uns mcht die Einheit der Völker bei 
der Verteidigung der Demokratie und des Friedens 
gegen Faschismus und Aggression vergessen lassen.“

Er wendet sich gegen eine bei manchen Juristen vor­
handene praktizistische Auffassung der persönlichen 
Sicherheit, die darin nur bestimmte Garantien des An­
geklagten erblickt, während doch Sicherheit und Frei­
heit aller Bürger durch die Einführung von sozialer 
und politischer Diskrimination bedroht werden. Man 
muß verstehen, „daß politische und ökonomische Ab­
hängigkeit des Landes, Niedergang von Industrie und 
Landwirtschaft, Senkung des Lebensstandards der 
ganzen Bevölkerung zur Abschwächung und Beseiti­
gung aller demokratischen Freiheiten führen.“

Für diejenigen, die solches Verständnis bisher noch 
nicht entwickelt hatten, bot nun die Konferenz über­
genug eindringlich überzeugende Tatsachen und Be­
richte. Wie die Rassendiskriminierung in Australien 
dazu führt, daß die farbige Bevölkerung einzeln oder 
in Gruppen jederzeit und ohne ausdrückliche Begrün­
dung aus einer Gegend vertrieben, in einer anderen 
Aufenthalt zwingend vorgeschrieben erhält, wie der 
Arbeitslohn des dunkelhäutigen Mannes nicht an ihn 
selbst, sondern an den „Direktor“ gezahlt wird, der für

seine Lebensbedürfnisse „aufkommt“, und wie der 
farbigen Urbevölkerung des Erdteils in ihrer überwie­
genden Mehrheit grundsätzlich das Wahlrecht geraubt 
ist —, wie in Irak auf Grund einer Verfassung, die 
nach den Vorschriften des englisch-irakischen Staats­
vertrages ausgearbedtet wurde, weder Presse- noch 
Versammlungsfreiheit existieren, wie Militärgerichte 
fungieren und bei dem geringsten Anlaß Militär gegen 
die Bevölkerung und selbst gegen Gefangene mit Schuß­
waffen vorgeht —, wie in Sudan-Ägypten der englische 
Gouverneur jederzeit den Ausnahmezustand verhängen 
kann und ohne alle gesetzliche Beschränkung Durch­
suchungen und Verhaftungen vor sich gehen, wie ein 
mittlerer englischer Beamter nach eigenem Ermessen 
gegen jeden beliebigen Staatsbürger Zwangsaufenthalt 
anordnen kann — das sind nur einige der Beispiele zur 
Illustrierung jener Aussage von Nordmann, daß die 
politische und ökonomische Abhängigkeit eines Landes 
zur Beseitigung aller demokratischen Freiheiten führt, 
daß die Achtung der Rechte des Staatsbürgers nur in 
einem souveränen Staat, in dem das Volk selbst sein 
politisches Leben gestaltet, gewährleistet ist.

*

Aus dem umfassenden Überblick, den Z e i d i n über 
alle auf der Tagesordnung stehenden Probleme gab, 
wurde anschaulich, daß der Kampf der einfachen werk­
tätigen Menschen um gesicherte Rechtszustände nicht 
vom Kampf gegen die nationale Unterdrückung zu 
trennen ist. Er deckte die Ursache für die von vielen 
Rednern geschilderte Erscheinung der „Verfassungs­
revisionen“, der Abänderungen bestehender Verfas­
sungen durch Beseitigung der früher dort festgelegten 
Freiheitsrechte des Volkes auf:

„Die Vorbereitung eines neuen Krieges durch die 
imperialistischen Monopole wird begleitet von einem 
immer stärker werdenden Angriff gegen die demo­
kratischen Rechte und Freiheiten der Werktätigen, 
gegen das Prinzip der Gleichheit der Bürger und 
Souveränität der Völker.

Antidemokratische und antinationale Machen­
schaften äußern sich in vielen Aktionen der regie­
renden Kreise der kapitalistischen Länder, in 
Form der ,Revision‘ der Verfassungen mit dem 
Ziel, diese einzuschränken.

Es kann keine wirkliche Gleichheit der Staats­
bürger geben in einem Lande, in dem die Diskrimi­
nierung aus rassischen oder nationalen Gründen 
besteht, in dem das Mutterland die Minderheiten 
unterdrückt oder diese ihrer Souveränität beraubt 
sind. Die Bedeutung der Gleichberechtigung der 
Völker und der Bürger ebenso wie die Bedeutung 
der Verteidigung der demokratischen Freiheiten 
kann nicht hoch genug eingeschätzt werden, denn 
niemals in der Vergangenheit wurden die demo­
kratischen Rechte und Freiheiten in den kapita­
listischen Ländern so offen und in so großem Um­
fang unterdrückt wie heute.“

Bei dem Versuch der Unterdrückung und Ein­
schüchterung der Völker, bei der Verwirklichung der 
Ziele der imperialistischen Monopole stellen sich ihnen 
ernste Hindernisse entgegen: die nationale Unabhän­
gigkeit der Völker und die Souveränität ihrer Staaten. 
Deshalb geben sich die Ideologen des Imperialismus 
alle erdenkliche Mühe, die Völker und Staaten zum 
Verzicht auf ihre Souveränität zu bewegen. Sie ver­
stecken ihre wahren Absichten hinter pseudoradikalen 
Phrasen (im Zeitalter der Atomwissenschaft sei die 
Souveränität des Staates ein Atavismus!), und nicht 
immer haben es die Juristen verstanden, die tatsäch­
lichen politischen und ökonomischen Konsequenzen 
aufzudecken, die sich aus dem Verzicht auf die Souve­
ränität ergeben würden. Als eine weitere Aufgabe der 
Juristen bezeichnete es Zeidin, das Prinzip der Gleich­
heit der Staatsbürger, das in Einzelverfassungen und 
in der — wenn auch unzulänglichen — Menschen­
rechtserklärung der Vereinten Nationen niedergelegt ist, 
mit allen Kräften zu verteidigen: sei es als Abgeordne­
ter bei der Schaffung verfassungsmäßiger Gesetze, sei 
es als Richter durch genaueste Beachtung derjenigen 
Gesetze, die die Rechte und Interessen der Staats­
bürger und der demokratischen Organisationen sichern, 
oder als Verteidiger, der im Falle von Rechtsverletzun­
gen die Bürger und ihre fortschrittlichen Organisationen
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